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Zum Geleit:  
 
Innensenator Michael Neumann zum aktuellen 
Verfassungsschutzbericht 2014 
 

Liebe Hamburgerinnen, liebe Hamburger, 

 

im Zusammenhang mit der Bedrohung durch islamistische Terroristen spricht man 

gemeinhin von einer „abstrakt hohen  Gefährdung“ für die 

Menschen in Deutschland. Diese Beschreibung trifft die 

aktuelle Situation meines Erachtens nicht mehr.  
Angesichts verheerender terroristischer Anschläge im 

Januar 2015 in Paris und im Februar in Kopenhagen mit 

zahlreichen Toten und Verletzten; angesichts von 

Hinweisen, die so konkret waren, dass im selben Zeitraum 

Veranstaltungen in Dresden, Braunschweig und Frankfurt 

abgesagt wurden und in Bremen die Sicherheitsbehörden 

ermittelten: Im Angesicht dieser Fakten ist nichts mehr 

„abstrakt“ und weit weg. Die Bedrohung durch Islamisten 

ist näher gekommen, wir müssen auch in Deutschland mit 

islamistisch motivierten Taten rechnen. 

Daher ist es richtig und notwendig, dass unser Landesamt 

für Verfassungsschutz bei der Beobachtung und Bekämpfung islamistischer und hier 

insbesondere salafistischer Bestrebungen seit dem vergangenen Sommer 2014 einen 

verstärkten Schwerpunkt gesetzt hat. Dadurch haben wir die Szene in Hamburg weiter 

aufklären und anderen Sicherheitsbehörden, zum Beispiel der Polizei, wichtige Informationen 

geben können. Ausreisen in Jihad-Gebiet wurden verhindert. Zudem konnte im März 2015 

eine in Hamburg-Wandsbek geplante Salafisten-Veranstaltung auch dank umfangreicher 

Ermittlungsarbeit unseres Verfassungsschutzes verboten werden. 

 
„Aufklärung der Öffentlichkeit ist ein wichtiger Faktor“ 
Die Aufklärung der Öffentlichkeit bleibt ein wichtiger Faktor bei der Extremismusbekämpfung. 

Nach einer umfangreichen Öffentlichkeitsarbeit unseres Verfassungsschutzes ist 

beispielsweise der salafistische Prediger Pierre Vogel im Sommer 2014 gescheitert, seine 

Missionierungspläne in Hamburg umzusetzen. Ende Januar 2015 klärte das LfV die 

Öffentlichkeit über den Islamisten Baher Ibrahim auf – mit der gewünschten Folge, dass 
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dieser Salafist an einer Moschee in Hamburg-Barmbek keine Schulungen mehr abhalten 

darf. Die transparente und umfassende Information der Öffentlichkeit, soweit es einem 

Nachrichtendienst möglich ist, wird auch künftig ein Markenzeichen unseres Hamburger 

Verfassungsschutzes bleiben. 

Auch wenn Rechtsextremisten in Hamburg weniger aktiv sind als in anderen Bundesländern 

– die Beobachtung der rechtsextremistischen Szene wird ein Schwerpunkt der Arbeit des 

Verfassungsschutzes bleiben. Die Gefährlichkeit des Rechtsextremismus lässt sich nicht 

allein an Mitgliederzahlen oder der Entwicklung der politisch motivierten Kriminalität 

festmachen. Das sind nackte Zahlen, die den Blick für die Wirklichkeit nicht verstellen dürfen. 

Ein Beispiel dafür: Eine einzige Straftat, eine Körperverletzung, eines Rechtsextremisten 

gegen einen Menschen mit Migrationshintergrund trifft in der Wirkung viele tausend weitere 

Bürger in unserer Stadt, die ebenfalls einen Migrationshintergrund haben. 

 
„NPD-Verbot: Der Ball liegt nun in Karlsruhe“ 
Das NPD-Verbotsverfahren ist in eine entscheidende Phase gekommen. Nach Meinung 

zahlreicher maßgeblicher Experten reichen die dem Bundesverfassungsgericht vorgelegten 

Belege aus, das Verfahren zu eröffnen und diese rechtsextremistische, neonazistische Partei 

zu verbieten. Ich teile diese Auffassung ausdrücklich. Der Ball liegt nun in Karlsruhe. Mit 

einem Verbot verschwindet keine Gesinnung. Allerdings ist es ein sehr wirksames Mittel im 

Kampf gegen den Extremismus und darüber hinaus ein Zeichen, dass unsere Demokratie 

nicht wehrlos, sondern wehrhaft ist. 

 

„Wirksame Extremismusbekämpfung nur mit Informationen von Quellen“ 

In diesem Kontext eine klare Botschaft zum Thema V-Leute: Es ist richtig, hier hohe 

Standards anzulegen, wie sie im LfV Hamburg im Übrigen seit jeher angelegt waren und 

gelebt werden. Aber eine wirksame Bekämpfung extremistischer Aktivitäten ist ohne 

Quellen-Informationen nicht möglich. Seit Gründung der Bundesrepublik Deutschland im 

Jahre 1949 hat es eine Vielzahl von Verboten solcher Organisationen gegeben, die gegen 

unserer Demokratie agierten – in Hamburg zum Beispiel gegen den rechtsextremistischen 

„Hamburger Sturm“. Diese wären ohne Informationen des Verfassungsschutzes, die er unter 

anderem von V-Personen erhielt, nicht möglich gewesen. 

Die gewaltsamen Ausschreitungen im Kontext des 1. Mai haben erneut gezeigt, dass die 

Bekämpfung des Linksextremismus eine große Herausforderung für unsere 

Sicherheitsbehörden bleibt. Unser Verfassungsschutz hat kurz nach dem 1. Mai eine 

fundierte Analyse veröffentlicht, in der dargelegt wird, welche, auch gewaltorientierten, 

Gruppierungen hinter den drei von Linksextremisten maßgeblich beeinflussten oder 

organisierten Demonstrationen standen. 
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Mein Appell an alle Demokraten ist: Nehmen Sie an diesen Veranstaltungen nicht teil. Auch 

wenn die Ziele, die bei solchen oder ähnlichen Demonstrationen häufig verkündet werden, 

von einer großen Mehrheit in unserem Lande geteilt werden – wie zum Beispiel das 

Engagement für eine vernünftige und soziale Stadtentwicklung, für Frieden in der Welt oder 

gegen Rechtsextremismus: Jedem sollte klar sein, dass Linksextremisten diese 

gesellschaftlich bedeutsamen Themen für ihre eigenen ideologischen Ziele 

instrumentalisieren. Das Aufgreifen aktueller Fragen dient solchen Extremisten dazu, sich für 

nichtextremistische Initiativen interessant und anschlussfähig zu machen. 

 

„Linksextremisten instrumentalisieren gesellschaftlich bedeutsame Themen“ 
Die von bestimmten linksextremistischen Gruppierungen ausdrücklich angestrebte 

Zusammenarbeit mit nichtextremistischen Gruppen ist strategisch-taktisch motiviert und soll 

dazu führen, die eigenen verfassungsfeindlichen Standpunkte in die Gesellschaft zu 

transportieren. Dabei halten gewaltorientiere Linksextremisten militanten Widerstand gegen 

die verfassungsmäßige, demokratische Gesellschaftsordnung für ein legitimes Mittel. Den 

wahren Kern ihrer extremistischen Gesinnung offenbaren solche Gruppierungen, wenn sie, 

auch in Hamburg, vom Volk gewählte Abgeordnete und auch Funktionsträger in Senat und 

Gesellschaft zu Hause attackieren. 

Umso wichtiger für die Sicherheit der Menschen in Hamburg sind die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter unseres Verfassungsschutzes, die mit ihrer engagierten und erfolgreichen Arbeit, 

ob bei der Extremismusbekämpfung, dem Wirtschaftsschutz, der Spionageabwehr oder der 

Scientology-Beratung, maßgeblich dazu beitragen, dass Hamburg eine so weltoffene und 

sichere Stadt ist. Ein organisatorisch, personell und materiell gut ausgestatteter 

Verfassungsschutz ist für den Erhalt unserer Demokratie unverzichtbar. Der Senat wird dafür 

Sorge tragen, dass unser Nachrichtendienst auch den künftigen Herausforderungen auf dem 

Feld der Inneren Sicherheit gerecht werden kann. 

Im aktuellen Verfassungsschutzbericht finden Sie neben den genannten Themen viele 

weitere Informationen, beispielsweise über die Aufgaben des Verfassungsschutzes, seine 

Struktur, die rechtlichen Rahmenbedingungen sowie die vielfältige parlamentarische und 

gesellschaftliche Kontrolle. Und wenn Sie Fragen haben zu einzelnen 

Extremismusbereichen, zu Scientology oder anderen relevanten Themen, dann rufen Sie 

den Verfassungsschutz gern an – kompetente und erfahrene Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter werden Sie unterstützen. 

 

Michael Neumann 
Präses der Behörde für Inneres und Sport 

der Freien und Hansestadt Hamburg 


